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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22, März 1968 

II _ 68070 — 5330/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rats zur Festsetzung eines Aus- 
gleichsbetrages für Weichweizen, Gerste und Mais, die sich 
am Ende des Wirtschaftsjahres 1967/1968 auf Lager be- 
finden und für die Ausfuhr bestimmt sind. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 11. März 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraßc 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Festsetzung eines Ausgleichsbetrages für Weichweizen, 
Gerste und Mais, die sich am Ende des Wirtschaftsjahres 
1967/1968 auf Lager befinden und für die Ausfuhr bestimmt sind 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN ~ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide ^), insbesondere auf 
Artikel 16 Absatz 5, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 139/67/EWG des 
Rates vom 21. Juni 1967 über die Grundregeln für 
die Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr 
von Getreide und über die Kriterien für die Fest- 
setzung des Erstattungsbetrags ^), insbesondere auf 
Artikel 5 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Ausgleichsbetrag, der gemäß Artikel 5 Ab- 
satz 1 der Verordnung Nr. 139/67/EWG zu der Er- 
stattung hinzugefügt werden kann, soll den Preis 
für Getreide, das sich am Ende des Wirtschafts- 
jahres auf Lager befindet und in den ersten Mo- 
naten des folgenden Wirtschaftsjahres ausgeführt 
wird, auf das zu Beginn dieses letzteren geltende 
Preisniveau senken. Das von der Gemeinschaft aus- 
geführte Getreide wird hauptsächlich aus Weich- 
weizen, Gerste und Mais bestehen. Der Ausgleichs- 
betrag kann daher auf diese Getreidearten be- 
schränkt werden, sofern sie vor dem 30. November 
1968, Zeitpunkt, zu dem die normale Geltungsdauer 
der bis zum 31. Juli 1968 beantragten Ausfuhr- 
lizenzen abläuft, ausgeführt werden. 

Der vorgenannte Ausgleichsbetrag gilt nicht nur 
für Getreide, das im ursprünglichen Zustand aus- 
geführt wird, sondern auch für Getreide, das in 
Form von in Artikel 1 Buchstabe c der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG genannten Erzeugnissen ausgeführt 
wird. Unter diesen Erzeugnissen macht Weizenmehl 
den größten Anteil an den Gemeinschaftsausfuhren 
aus. Der Ausgleichsbetrag kann daher auf dieses 
Erzeugnis beschränkt werden, sofern es nicht nach 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, Seite 2269/67 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 26. Juni 1967, Seite 2453/67 


dem 31. Dezember 1968 ausgeführt wird, Zeitpunkt, 
zu dem die normale Geltungsdauer der bis zum 
31. Juli 1968 beantragten Ausfuhrlizenzen abläuft. 

Zur Berechnung der verwendeten Weizenmenge 
ist die am häufigsten ausgeführte Mehlsorte und für 
diese Sorte der für die Festsetzung der Erstattung 
bei der Ausfuhr zugrunde gelegte Koeffizient, d. h. 
151 kg Weichweizen für 100 kg Mehl, zu berück- 
sichtigen. Es empfiehlt sich daher, dieses Verhältnis 
bei der Ermittlung des Ausgleichsbetrags für in 
dieser Form ausgeführten Weichweizen zugrunde 
zu legen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Bei der Ausfuhr von Weichweizen, Gerste und 
Mais, die in der Gemeinschaft geerntet wurden, sich 
am Ende des Wirtschaftsjahres 1967/1968 auf Lager 
befinden und vom 1. August bis zum 30. November 
1968 ausgeführt werden, wird ein Ausgleichsbetrag 
zu der Erstattung hinzugefügt. 

Unbeschadet von Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 2 
der Verordnung Nr. 139/67/EWG beläuft sich der 
Ausgleichsbetrag für Weichweizen auf 9,50 Rech- 
nungseinheiten je Tonne, für Gerste auf 2,81 Rech- 
nungseinheiten je Tonne und für Mais auf 1,69 
Rechnungseinheiten je Tonne. 


Artikel 2 

Bei der Ausfuhr von Weichweizen, der in der Ge- 
meinschaft geerntet wurde, sich am Ende des Wirt- 
schaftsjahres 1967/1968 auf Lager befindet und vom 
1. August bis zum 31. Dezember 1968 in Form von 
Mehl ausgeführt wird, wird ein Ausgleichsbetrag 
von 14,34 Rechnungseinheiten je Tonne Mehl zur 
Erstattung hinzugefügt. 


Artikel 3 

Die in den Artikeln 1 und 2 bezeichneten Aus- 
gleichsbeträge werden nicht für aus der Ernte 1968 
stammendes Getreide oder für aus der gleichen 
Ernte stammendes Weizenmehl gewährt, das aus 
Weichweizen hergestellt wurde. 
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Artikel 4 

Die in den Artikeln 1 und 2 bezeichneten Aus- 
gleichsbeträge werden nur gewährt, wenn sich die 
Lagerbestände je Besitzer und bei jeder Getreideart 
auf mindestens 500 Tonnen belaufen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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